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ren wirtschaftsleitende Organe, mit Ausnahme der VEB 
Gebäudewirtschaft,

— Produktions- und Handelsbetriebe des Verbandes der Kon­
sumgenossenschaften der DDR

(nachfolgend Betriebe genannt). Er gilt nicht für Betriebe im 
Bereich der Landwirtschaft.

§5
Finanzielle Auswirkungen 

aus planmäßigen Industriepreisänderungen
(1) Zu den aus planmäßigen Industriepreisänderungen ent­

stehenden finanziellen Auswirkungen gehören:
a) Erhöhungen oder Verminderungen der Kosten durch Än­

derung der Industriepreise für Vorstufenerzeugnisse,
b) Erhöhungen oder Verminderungen der Erlöse durch Än­

derung der Industriepreise für die Erzeugnisse,
c) Erhöhungen oder Verminderungen der produktgebunde­

nen Abgaben und Preisstützungen.

(2) Über Abs. 1 hinaus können zu den finanziellen Auswir­
kungen aus planmäßigen Industriepreisänderungen gehören:

a) Änderungen der Produktions- bzw. Handelsfondsabgabe,
b) Zinsen durch Änderung des Kreditvolumens für die Fi­

nanzierung der Umlaufmittelbestände,
c) Veränderungen im Finanzbedarf für die Finanzierung 

der Investitionen,
d) Veränderungen im Finanzbedarf für die Finanzierung 

der „Umlaufmittel gesamt zum Jahresdurchschnitt“,
e) erhöhte Aufwendungen für die betriebliche Betreuung.
(3) In Höhe der finanziellen Auswirkungen aus planmäßigen 

Industriepreisänderungen, die zu einer Änderung des Netto­
gewinns oder dessen Verwendung führen, ist die Nettogewinn­
abführung an den Staat zu vermindern bzw. zu erhöhen. So­
weit in bestimmten Betrieben die Nettogewinnabführung an 
den Staat nicht zum vollen Ausgleich der finanziellen Aus­
wirkungen aus planmäßigen Industriepreisänderungen aus­
reicht, ist durch die Betriebe ein Preisausgleichsfonds entspre­
chend den Rechtsvorschriften* zu planen.

(4) In Höhe der von den Betrieben vorgenommenen Kür­
zungen der Nettogewinnabführung auf Grund der planmäßi­
gen Industriepreisänderungen haben die übergeordneten wirt­
schaftsleitenden Organe die geplante Nettogewinnabführung 
an den Staat zu kürzen. Ist die Kürzung der Nettogewinnab­
führung der unterstellten Betriebe höher als die geplante 
Nettogewinabführung der wirtschaftsleitenden Organe, so ist 
der sich ergebende Fehlbetrag als Fondsstützung aus dem 
Staatshaushalt von den wirtschaftsleitenden Organen zu pla­
nen.

(5) Bei der Planung der sich aus den planmäßigen Industrie­
preisänderungen ergebenden finanziellen Auswirkungen ist 
wie folgt zu verfahren:

a) Investitionen
Höherer Finanzbedarf für die Bezahlung abrechnungs­
fähiger Investitionen und für Abschlagszahlungen ist auf 
der Grundlage der Anlage zur komplexen ökonomischen 
Planinformation** durch die Betriebe nachzuweisen. In 
bestimmten Fällen kann im Zusammenhang mit der 
staatlichen Planauflage die Planung verzinslicher Kredite 
festgelegt werden.

b) Umlaufmittel
Die staatliche Plankennziffer „Mindestanteil Eigenmittel 
an der Finanzierung der Umlaufmittel (Bestände und 
Forderungen) in Prozent“ ist auch auf die Erhöhung des

* Anordnung vom 30. Mal 1975 über die Planung und Bildung von 
Preisausgleichsfonds im Zusammenhang mit der Ausarbeitung und 
Durchführung des Volkswirtschaftsplanes und Staatshaushaltsplanes 
1978 (GBl. X Nr. 23 S. 422)

** Zlfl. 7 der Anlage 2 zur Anordnung vom 24. Mal 1975 über den 
Ablauf der Ausarbeitung des volkswirtschaftsplanes und des Staats­
haushaltsplanes 1978

Finanzbedarfes für die Finanzierung der Umlaufmittel 
anzuwenden. Der aus eigenen Mitteln zu finanzierende 
Anteil an der Erhöhung der Umlaufmittel sowie der 
Kreditanteil sind unter Beachtung der Veränderungen 
der ständigen Aktiva und Passiva sowie der Verbindlich­
keiten aus Warenlieferungen und Leistungen zu planen.

c) Kultur- und Sozialfonds '
Höhere Aufwendungen, die sich aus planmäßigen Indu­
striepreisänderungen ergeben, sind durch entsprechende 
Zuführungen zum Kultur- und Sozialfonds auszugleichen, 
die zu Lasten der Selbstkosten zu planen sind. Die höhe­
ren Zuführungen sind mit der Planbegründung nachzu­
weisen.

(6) Höhere Kosten bzw. höhere Erlöse, die infolge planmä­
ßiger Industriepreisänderungen im Zusammenhang mit Nut­
zungsverträgen zwischen Betrieben bzw. zwischen staatlichen 
Organen und Einrichtungen und Betrieben wirksam werden, 
sind zu planen.

§ 6

Plandurchführung

Treten in der Plandurchführung Auswirkungen auf das „Er­
gebnis Inland und aus sonstigem Umsatz“ ein, die auf Abwei­
chungen zwischen den dem Plan zugrunde gelegten und den 
tatsächlich eingetretenen finanziellen Auswirkungen der plan­
mäßigen Industriepreisänderungen zurückzuführen sind, sind 
diese entsprechend den Bestimmungen der Finanzierungs­
richtlinien* zu behandeln.

§7

Umbewertung der Bestände 
an materiellen Umlaufmitteln per 1. Januar 1976

(1) Die am 1. Januar 1976 vorhandenen Bestände an

— Material,
— unvollendeter Produktion (ohne Bestände an Eigenleistun­

gen für Investitionen),
— Fertigerzeugnissen,
— Reserven und
— unterwegsbefindlichen Waren (beim Empfänger)

sind von den Betrieben auf die neuen Industriepreise per
1. Januar 1976 umzubewerten. General- und Hauptauftragneh­
mer sowie volkseigene Betriebe des Bauwesens bewerten nur 
die Bestände an Material und unterwegs befindliche Waren 
um.

(2) Soweit die zum 1. Januar 1976 durchzuführende Umbe­
wertung materieller Bestände sowohl durch planmäßige In­
dustriepreisänderungen als auch durch Anwendung neuer 
Materialverrechnüngspreise bzw. neuer Planselbstkasten be­
dingt ist, sind die Umbewertungsdifferenzen zusammengefaßt 
auszuweisen.

(3) Umbewertungsdifferenzen gemäß den Absätzen 1 und 2 
sind in voller Höhe über das den Betrieben übergeordnete Or­
gan bis zum 31. März 1976 an den zentralen Haushalt (Konto- 
Nr. 6836—23—129652) abzuführen bzw. den Betrieben aus dem 
zentralen Haushalt zuzuführen. Ausgenommen davon sind 
Umbewertungsdifferenzen für solche Bestände, die ausschließ­
lich aus Mitteln des Staatshaushaltes finanziert werden. Mit 
der Übergabe des Überweisungsauftrages zur Abführung bzw. 
des Lastschriftauftrages zur Zuführung der Umbewertungs­
differenz haben die Betriebe und übergeordneten Organe der 
Bank einen formlosen Nachweis über deren Höhe zu überge­
ben. Der Bank sind außerdem formlos die Umbewertungsdif­
ferenzen für Bestände nachzuweisen, die ausschließlich aus 
Mitteln des Staatshaushaltes finanziert werden.

• Für die Zelt ab 1. Januar 1976 bisher erlassen: 
Finanzierungsrichtlinie vom 15. Mai 1975 für die volkseigene Wirtschaft 
(GBl. I Nr. 23 S. 408)


